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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/1) - 680 70 - E - Str. 4/72 Bonn, den 13. September 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körpersdiaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Sozialpolitik/Verkehrspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 25. 
März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft (EAG) 
vom 27. Juli 1957 wird als Anlage der Vorschlag der Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ergänzung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 543/69 des Rates vom 25. März 1969 
über die Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im 
Straßenverkehr 

übersandt. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 3. August 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 

Brandt 


Drude: Budidrudcerei R. Madel, Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 56, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer 

Verordnung (EWG) des Rates zur Ergänzung der Verordnung 
(EWG) Nr. 543/69 des Rates vom 25. März 1969 
über die Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften 
im Straßenverkehr 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 75, 

gestützt auf die Entscheidung des Rates vom 
13. Mai 1965 über die Harmonisierung bestimmter 
Vorschriften, die den Wettbewerb im Eisenbahn-, 
Straßen- und Binnenschiffsverkehr beeinflussen^), 
insbesondere auf Abschnitt III, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr, 543/69 des Rates vom 
25. März 1969 über die Harmonisierung bestimmter 
Sozialvorschriften im Straßenverkehr“) hat mit Vor- 
rang Maßnahmen für die Zusammensetzung des 
Fahrpersonal sowie für die Lenk- und Ruhezeit erlas- 
sen; die Harmonisierung der Wettbewerbsbedin- 
gungen zwischen Verkehrsträgern sowie innerhalb 
des Verkehrsträgers Straße machen es gegenwärtig 
erforderlich, diese Bestimmungen durch Maßnahmen 
für die Harmonisierung bestimmter anderer Arbeits- 
und Ruhezeiten zu ergänzen. 

Daher müssen insbesondere ergänzende Maßnah- 
men für die Schichtzeit und die Ruhezeit getroffen 
werden. 

Zur Beseitigung der Wettbewerbsverzerrungen ist 
es erforderlich, eine Mindestzahl von Jahresurlaubs- 
und Feiertagen festzulegen. 

Um die Bestimmungen zur Regelung der Lenkzeit 
nicht aufs Spiel zu setzen, ist die Gewährung von 
Prämien je zurückgelegte Strecke und beförderte 
Gütermenge im Interesse der Arbeitnehmer und der 
Straßenverkehrssicherheit zu verbieten. 

Aus Gründen der Vereinfachung wird die gleiche 
Zeitfolge von zwei Jahren für die dem Rat gemäß 
Artikel 13 und 17 der Verordnung (EWG) Nr. 543/69 
des Rates vom 25. März 1969 vorzulegende Berichte 
festgesetzt - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

ABSCHNITT I 

Definition und Geltungsbereich 


Artikel 1 

Die Verordnung (EWG) Nr. 543/69 des Rates vom 
25. März 1969 wird unter den in dieser Verordnung 
definierten Bedingungen ergänzt. 


Artikel 2 

Der Wortlaut von Artikel 1 wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. Paragraph 4 wird durch folgenden Wortlaut er- 
setzt: 

„4. „Woche"': Zeitraum der sich von sonntags 
0.00 Uhr bis samstags 24.00 Uhr erstreckt." 

2. Die folgenden Absätze sind beizufügen: 

(8) „Ruhepause": jede durch Verordnung oder 
vertraglich vorgesehene Unterbrechung der 
Anwesenheitszeit von wenigstens 15 Minuten, 
in der der Arbeitnehmer frei über seine Zeit 
verfügen und sich völlig frei bewegen kann-, 

(9) „Arbeitsunterbrechung": jede Unterbrechung 
der Anwesenheitszeit von wenigstens 15 Mi- 
nuten, mit Ausnahme der Ruhepause und der 
Tagesruhezeit, die eine Folge der Erforder- 
nisse im Zusammenhang mit der Organisa- 
tion der Beförderungen und/oder des Betrie- 
bes ist; 

(10) „Schichtzeit": der zwischen Arbeitsbeginn und 
-beendigung liegende Zeitraum umfaßt: 

~ die vom Fahrpersonal für den Weg aufge- 
wendete Zeit, um entweder das Fahrzeug zu 
übernehmen oder die Verantwortung für 
das Fahrzeug abzugeben, wenn sich das 
Fahrzeug an einem anderen Ort als dem 
üblichen Arbeitsort befindet; 

- die für die Vor-, Abschluß- und Verwal- 
tungsarbeiten aufgewendete Zeit; 

- die Lenkzeit; 

- die in der Garage oder anderswo für Un- 
terhaltungs- und überprüfungsarbeiten so- 
wie Reparaturen aufgewendete Zeit; 

Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 88 
vom 24. Mai 1965, S. 1500/65 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 77 
vom 29. März 1969 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 77/49 
vom 29. März 1969 
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- die für Verlade- und Entladearbeiten auf- 
gewendete Zeit; 

- die für überwachungsarbeiten aufgewende- 
te Zeit; 

- die Zeit, während der das Fahrpersonal 
an seinem Arbeitsplatz zur Verfügung ste- 
hen muß, um gegebenenfalls eine der oben- 
genannten Tätigkeiten wieder aufzuneh- 
men; 

- die während der Fahrt des Fahrzeuges 
neben dem Fahrer verbrachte Zeit; 

- die während der Fahrt in einer Schlafkabine 
verbrachte Zeit; 

- die vorgeschriebenen Ruhepausen; 

- alle sonstigen Unterbrechungen einschließ- 
lich der innerhalb der Schichtzeit liegenden 
Ruhezeiten (Arbeitsunterbrechungen oder 
nicht vorgeschriebene Ruhepausen). 


Artikel 3 

Nach Artikel 4 wird ein neuer Artikel 4 bis beige- 
fügt, der wie folgt lautet: 

Artikel 4 bis 

„Die Bestimmungen von Artikel 10 bis, 12, 12 bis, 
12 ter und 12 quater gelten nicht für Selbständige, 
die Beförderungen im Straßenverkehr durchführen.'' 


Artikel 4 

Nach Artikel 10 wird ein neuer ABSCHNITT IV bis 
beigefügt, der wie folgt lautet: 


ABSCHNITT IV bis 

Schichtzeit 

Artikel 10 bis 

1 . Die Höchstdauer der Schichtzeit beträgt: 

a) 12 Stunden bei Fahrzeugen mit einem Fah- 
rer; 

b) 14 Stunden bei Fahrzeugen, in denen zwei 
Fahrer mitfahren und die nicht mit einer 
Schlafkabine ausgestattet sind, in der sich 
die Mitglieder des Fahrpersonals bequem 
ausstrecken können; 

c) 16 Stunden bei Fahrzeugen, in denen zwei 
Fahrer mitfahren und die mit einer Schlaf- 
kabine ausgestattet sind, in der sich die Mit- 
glieder des Fahrpersonals bequem ausstrek- 
ken können. 


2. Die in Absatz 1 vorgesehenen Schichtzeiten 
können zweimal pro Woche um zwei Stunden 
verlängert werden. 

3. Die Gesamtdauer der Schichtzeiten innerhalb 
einer Woche darf jedoch insgesamt nicht höher 
sein als: 

a) 60 Stunden bei Fahrzeugen mit einem Fahrer; 

b) 70 Stunden bei Fahrzeugen, in denen zwei 
Fahrer mitfahren und die nicht mit einer 
Schlafkabine ausgestattet sind, in der sich 
die Mitglieder des Fahrpersonals bequem 
ausstrecken können; 

c) 80 Stunden bei Fahrzeugen, in denen zwei 
Fahrer mitfahren und die mit einer Schlafka- 
bine ausgestattet sind, in der sich die Mit- 
glieder des Fahrpersonals bequem ausstrek- 
ken können. 

4. Die Absätze 1 a) und 3 a) gelten nicht für Fahr- 
zeuge mit einem Fahrer, die gelegentlich Per- 
sonenbeförderungen vornehmen. In diesen Fäl- 
len darf die Schichtzeit insgesamt 65 Stunden je 
Woche nicht überschreiten. 

5. Eine Woche darf nicht mehr als sechs Schicht- 
zeiten umfassen. 

6. Jede begonnene Schichtzeit wird mit minde- 
stens fünf Stunden berechnet." 


Artikel 5 

Der Wortlaut von Artikel 12 wird durch die folgende 
Bestimmung ersetzt: 

„Innerhalb eines jeden Zeitraumes von sieben auf- 
einanderfolgenden Tagen muß jedes Mitglied des 
Fahrpersonals außer den in Artikel 11 genannten 
Tagesruhezeiten eine Ruhezeit von mindestens 24 zu- 
sammenhängenden Stunden haben, der eine Tages- 
ruhezeit unmittelbar vorausgehen oder folgen muß." 

Artikel 6 

1. Es wird ein Artikel 12 bis beigefügt, der wie 
folgt lautet: 

Artikel 12 bis 

„1. Jedes Mitglied des Fahrpersonals hat Anspruch 
auf Ruhepausen von insgesamt 

- 30 Minuten bei einer Schichtzeit von wenig- 
stens fünf und höchstens acht Stunden; 

- eine Stunde bei einer Schichtzeit von wenig- 
stens acht und höchstens zwölf Stunden; 

- eineinhalb Stunden bei einer Schichtzeit von 
wenigstens zwölf Stunden und höchstens fünf- 
zehn Stunden; 

- zwei Stunden bei einer Schichtzeit von fünf- 
zehn und mehr Stunden. 
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Die Ruhepausen können auf einmal oder in mehre- 
ren Abschnitten innerhalb der Schichtzeit gewährt 
werden. 

2. Die in Artikel 8 Absätze 1 und 2 der Verordnung 
genannten Unterbrechungen der Lenkzeit gel- 
ten als Ruhepausen im Sinne dieser Verord- 
nung, sofern sie mit Absatz 3 dieses Artikels 
übereinstimmen. “ 

2. Es wird ein Artikel 12 ter beigefügt, der wie 
folgt lautet: 

Artikel 12 ter 

„1. Jedem Mitglied des Fahrpersonals müssen we- 
nigstens 28 Jahresurlaubs- und Feiertage ge- 
währt werden. 

2. Die wöchentliche Ruhezeit ist in diesen 28 Tagen 
nicht enthalten. 

3. Jedes Mitglied des Fahrpersonals hat Anspruch 
auf einen wenigstens zweiwöchigen ununter- 
brochenen Jahresurlaub." 


Artikel 7 

Nach Abschnitt V wird ein Abschnitt V bis beige- 
fügt, welcher wie folgt lautet: 

ABSCHNITT V bis 

Verbot der Gewährung von Prämien je 
zurückgelegte Strecke und beförderte 
Gütermenge 

Artikel 12 quater 

„Es ist verboten, die Mitglider des Fahrpersonals 
auf der Grundlage der zurückgelegten Strecken und/ 
oder der Menge der beförderten Güter zu entloh- 
nen." 

Artikel 8 

Der Wortlaut von Artikel 13 wird durch die folgen- 
den Bestimmungen ersetzt: 

„1. Diese Verordnung beeinträchtigt nicht die im 
Augenblick ihres Inkrafttretens geltenden Be- 
stimmungen über 


- geringere Höchstwerte als die in Artikel 10 
bis festgesetzten; 

- höhere Höchstwerte als die in Artikel 12 bis 
Absatz 1 und in Artikel 12 ter festgesetzten. 

2. Jeder Mitgliedstaat kann neue Bestimmungen 
anwenden über höhere Mindestwerte oder ge- 
ringere Höchstwerte als die in Artikel 5 und 
Artikel 7 bis 12 ter festgesetzten. 

3. Die Bestimmungen dieser Verordnung gelten 
jedoch weiterhin für die Mitglieder des Fahr- 
personals, die in Fahrzeugen, welche in einem 
anderen Staat zugelassen sind, Beförderungen 
im grenzüberschreitenden Verkehr durchführen. 

4. Alle zwei Jahre von dem Inkrafttreten dieser 
Verordnung an wird die Kommission dem Rat 
einen Bericht über die Entwicklung auf den 
durch diese Verordnung betroffenen Gebieten 
vorlegen." 


Artikel 9 

Der Wortlaut von Artikel 17 wird durch die folgen- 
den Bestimmungen ersetzt: 

„1. Alle zwei Jahre wird die Kommission dem Rat 
einen Gesamtbericht über die Anwendung dieser 
Verordnung durch die Mitgliedstaaten vorlegen. 

Bei der Vorlage dieses Berichtes macht die Kom- 
mission dem Rat Vorschläge, die sie zur An- 
gleichung auf dem Wege des Fortschritts für 
notwendig hält und insbesondere was die 
Höchstdauer der Schichtzeit anbelangt. 

2. Um der Kommission zu ermöglichen, den in 
Absatz 1 genannten Bericht zu erstellen, über- 
mitteln die Mitgliedstaaten der Kommission alle 
zwei Jahre die erforderlichen Angaben nach 
einem Muster, das die Kommission nach An- 
hörung der Mitgliedstaaten ausarbeitet." 


Artikel 10 

Diese Verordnung findet ab An- 

wendung (sechs Monate nach ihrem Inkrafttreten). 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


Allgemeine Erwägungen 

1. Dieser Verordnungsvorschlag wurde gemäß der 
Entscheidung Nr. 65/271 /EWG des Rates voml3. Mai 
1965 über die Harmonisierung bestimmter Vorschrif- 
ten, die den Wettbewerb im Eisenbahn-, Straßen- 
und Binnenschiffsverkehr beeinflussen^), ausgear- 
beitet. Diese Entscheidung sieht in Artikel 10 vor, 
daß die spezifischen Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften über die Arbeitsbedingungen sowohl im 
Bereich jedes einzelnen Verkehrsträgers als auch 
zwischen den drei Verkehrsträgern auf dem Wege 
des Fortschritts angeglichen werden. Ferner sieht 
Artikel 12 der Entscheidung vor, daß die Vorschrif- 
ten über die Arbeits- und Ruhezeit im Bereich eines 
jeden Verkehrsträgers sowie die Überstundenrege- 
lungen harmonisiert werden. 

2. Als die Kommission die ersten Maßnahmen vor- 
bereitete, die gemäß den genannten Vorschriften im 
Straßenverkehr getroffen werden mußten, vertrat 
sie im Einvernehmen mit den Regierungen und 
Sozialpartnern die Auffassung, daß es zweckmäßig 
wäre, sämtliche aufgeführten Probleme nicht sofort 
zu lösen, sondern sich in einer ersten Verordnung 
auf einige besonders dringliche Probleme zu be- 
schränken, nämlich die Zusammensetzung des Fahr- 
personals, die Lenkzeit und die tägliche Ruhezeit. 
Daher werden in der Verordnung (EWG) Nr. 543/69 
des Rates vom 25. März 1969 über die Harmonisie- 
rung bestimmter Sozialvorschriften im Straßenver- 
kehr “) nur diese Fragen behandelt. 

Es ist deshalb zweckmäßig, die erste Stufe durch die 
Angleichung bestimmter anderer Sozialvorschriften 
zu ergänzen, insbesondere hinsichtlich der Schicht- 
zeit, der Ruhepausen, des Urlaubs und der Feier- 
tage, der Überstundenregelung und des Verbots der 
Gewährung von Prämien je zurückgelegte Strecke 
und beförderte Gütermenge. 

Es muß jedoch darauf hingewiesen werden, daß mit 
dieser zweiten Stufe die Aktion nicht endgültig 
abgeschlossen ist, die die Gemeinschaft in sozialer 
Hinsicht im Straßenverkehr durchführen muß. Wäh- 
rend die zur Angleichung unternommenen Aktionen 
fortgesetzt werden, muß auf diesem Sektor auch die 
Entwicklung des sozialen Fortschritts in der gesam- 
ten Gemeinschaft berücksichtigt werden. Die Normen 
für die Schichtzeit, wie sie aus diesem Vorschlag 
hervorgehen, sind im Hinblick auf ständigen sozia- 
len Fortschritt ausgearbeitet worden. Die Erfahrung, 
die dabei gewonnen wird, ermöglicht es, die Bedin- 
gungen, unter denen eine neue Etappe erreicht wer- 
den kann, zu präzisieren, wobei das Ziel darin be- 
steht, die Höchstdauer der Schichtzeit innerhalb von 
fünf Jahren auf zehn Stunden herabzusetzen. Im Hin- 
blick vor allem auf dieses Ziel wird die Kommission, 
bei der Vorlage des Berichts über die Entwicklung 


der Lage an den Rat gegebenenfalls die erforder- 
lichen Vorschläge unterbreiten, um neue Fortschritte 
zu ermöglichen. 

Überdies erscheint es unerläßlich, in einer folgenden 
Phase die Harmonisierung der Arbeitsdauer und 
in diesem Zusammenhang die Harmonisierung der 
Regelungen der Überstunden in Angriff zu nehmen. 
Aus diesem Grunde beinhaltet der vorliegende Vor- 
schlag keine sich auf die Überstunden beziehenden 
Bestimmungen, wie diese in Artikel 12 der Ent- 
scheidung Nr. 65/271/EWG des Rates vom 13. Mai 
1965 vorgesehen sind. 


Besondere Erwägungen 
Artikel 2 

Durch diesen Artikel werden die in Artikel 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 543/69 enthaltenen Defini- 
tionen ergänzt oder angeglichen. Die neuen Defini- 
tionen beziehen sich auf die Begriffe „Woche", „Ruhe- 
pause", „Arbeitsunterbrechung" und „Schichtzeit". 

Artikel 3 

Schließlich werden in diesem Artikel die selbstän- 
digen Erwerbstätigen, die Beförderungen im Stra- 
ßenverkehr durchführen, von der Anwendung der 
Verordnung ausgenommen. Diese Ausnahme ist ge- 
rechtfertigt, da es praktisch unmöglich ist, die Selb- 
ständigen daran zu hindern, während der für die 
Erholung vorgesehenen Zeit bestimmte Arbeiten vor- 
zunehmen. Man muß sich daher darauf beschränken, 
von diesen Personen zu verlangen, daß sie die Be- 
stimmungen über die Lenkzeit, die Tagesruhezeit 
und die wöchentliche Ruhezeit einhalten. 

Artikel 4 

Dieser Artikel ergänzt die Vorschriften, die die Ta- 
gesruhezeit regeln. Er unterscheidet drei Fälle, und 
zwar, ob im Fahrzeug mitfahren: 

- ein Fahrer; 

- zwei Fahrer ohne Schlafkabine; 

- zwei Fahrer mit Schlafkabine. 

Bei der Festsetzung der Schichtzeit müssen die Not- 
wendigkeit, eine körperliche Überbeanspruchung zu 
vermeiden, und die für einen rentablen Transport- 
betrieb notwendige Elastizität sowie die wirtschaft- 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 88 
vom 24. Mai 1965, S. 1500/65 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 77 
vom 29. März 1969, S. 49 


5 



Drudcsadie VI/3761 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


liehe und soziale Lage berücksichtigt werden. Um an- 
gesichts dieser Situation eine Störung der Betriebs- 
gebarung im Güterkraftverkehr zu verhindern, ent- 
hält dieser Vorschlag noch verhältnismäßig lange 
Schichtzeiten, Obwohl diese erste Phase die für die 
Betriebsgebarung der Verkehrsunternehmen not- 
wendige Elastizität unbeschadet läßt, stellt diese 
erste Etappe nichtsdestoweniger bereits eine sehr 
beträchtliche Verbesserung im Vergleich zur gegen- 
wärtigen Lage in der großen Mehrzahl der Fälle 
dar. Sie harmonisiert die in den Mitgliedstaaten be- 
stehenden Normen, indem sie auf die gegenwärtig 
günstigste Norm ausgerichtet wird. Wie jedoch be- 
reits in den allgemeinen Erwägungen dargelegt wur- 
de, sollte man zu einem späteren Zeitpunkt die Dau- 
er der Schichtzeiten verkürzen, und zwar auf die 
Dauer von zehn Stunden. Dies soll innerhalb einer 
Frist von ungefähr fünf Jahren geschehen. 

Ferner wurden zur Vermeidung einer körperlichen 
Überbeanspruchung für die gesamte Schichtzeit in- 
nerhalb einer und zweier Wochen sowie für die 
Zahl der Schichtzeiten je Woche vorgesehen. 

Artikel 5 

Dieser Artikel wird durch die Änderung der Defini- 
tion Woche gerechtfertigt. 

Artikel 6 

Trotz der für die Schichtzeit vorgesehenen Beschrän- 
kungen wären die damit verbundenen Arbeitszeiten 
zu hoch. Daher wurden Ruhepausen vorgesehen, 
deren Dauer von der Dauer der Schichtzeit abhängt. 

Es ist übrigens offensichtlich, daß die in Artikel 8 
Absätze 1 und 2 der Verordnung (EWG) Nr. 543/69 
vorgesehenen Unterbrechungen der Lenkzeit als 
Ruhepausen im Sinne dieser Verordnung gelten. 

Es könnte die Frage aufgeworfen werden, warum die 
Verordnung lediglich die Schichtzeit bestimmt, ohne 
die Anwesenheitszeit festzusetzen, die sowohl im 
Hinblick auf die Straßenverkehrssicherheit als auch 
in sozialer Hinsicht ein sehr wichtiger Begriff ist. 
Dies beruht darauf, daß sich die Anwesenheitszeit 
rechnerisch aus der Annäherung von Artikel 4, der 


die höchstzulässige Schiditzeit festsetzt, und Artikel 
6 ergibt, der die Mindestdauer der Ruhepausen fest- 
legt. Die Höchstdauer der Anwesenheitszeit ist daher 
die Differenz zwischen diesen beiden Zeiten. 

Zu einer Angleichung der Ruhezeit muß eine An- 
gleichung des Jahresurlaubs und der Feiertage ge- 
hören. Heute bestehen in den Mitgliedstaaten be- 
trächtliche Unterschiede zwischen den Regelungen 
für Jahresurlaub und Feiertage. Die Zahl der Ur- 
laubstage kann in einem Mitgliedstaat verhältnis- 
mäßig hoch und die der Feiertage gering sein, wäh- 
rend die Situation in einem anderen Mitgliedstaat 
gegebenenfalls umgekehrt ist. Eine Angleichung ist 
deshalb nur für beide Regelungen insgesamt mög- 
lich. Aus diesem Grund sieht Artikel 4 mindestens 
26 Urlaubs- und Feiertage vor, die zwischen den bei- 
den Gruppen von Ruhetagen aufgeteilt werden kön- 
nen. 

Da jedoch ein Urlaub während einer bestimmten 
ununterbrochenen Zeit zur Wiedererlangung der 
körperlichen Leistungsfähigkeit unerläßlich ist, be- 
stimmt der Artikel des weiteren, daß ein Mitglied 
des Fahrpersonals Anspruch auf einen ununterbro- 
chenen Urlaub von jährlich wenigstens zwei aufein- 
anderfolgenden Wochen hat. 

Artikel 7 

Es ist unleugbar, daß die Gewährung von Prämien 
je zurückgelegte Strecke und beförderte Gütermenge 
einen Anreiz für eine hohe Fahrgeschwindigkeit 
darstellt, die aufgrund der daraus resultierenden 
Nervosität zur Übermüdung und auf lange Sicht zu 
einer frühzeitigen Invalidität führt. Ferner kann die 
Straßenverkehrssicherheit durch die Prämien schwer 
beeinträchtigt werden. Diese Verfahren müssen des- 
halb verboten werden. 

Artikel 8 

Um eine gleiche Zeitfolge der einzelnen dem Rat 
gemäß Artikel 13 und 17 der Verordnung (EWG) 
Nr. 543/69 vorzulegenden Berichte zu schaffen, wird 
im übrigen vorgeschlagen, die Zeitfolge des in Arti- 
kel 17 vorgesehenen Berichts auf zwei Jahre festzu- 
legen. 
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